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Auf dem Weg zur  
Sozialunion?
ZUR POLITISCHEN DEBATTE EINER  
EUROPÄISCHEN SOZIALUNION

In den vergangenen Jahren sind verschiedene Ini-
tiativen zur Stärkung des »sozialen Europas« ver-
folgt worden. Historisch hat sich die Sozialpolitik 
in Europa lange Zeit relativ eng an den Erfordernis-
sen der Binnenmarktintegration ausgerichtet (wie 
z.B. Arbeitsmarktmobilität durch die Entsendericht- 
linie). Gleichzeitig gibt es höchst unterschiedliche 
soziale Standards in den Mitgliedstaaten, insbeson-
dere seit der Osterweiterung der EU, und es stellt sich 
die Frage, ob und in welchem Ausmaß soziale Konver-
genz im gemeinsamen Binnenmarkt erstrebenswert 
ist. Die BürgerInnen richten verstärkt die Erwartung 
an Europa, die soziale Dimension aktiv zu stärken: So 
erachtet eine Mehrheit laut Eurobarometer (2017) die 
Herstellung »vergleichbarer Lebensstandards« als 
eine besonders wichtige Aufgabe der EU.

Die Europäische Kommission veröffentlichte  
im April 2017 ein Reflexionspapier zur sozialen Di- 
mension Europas und im Mai 2017 ein Reflexionspa- 
pier zur Vertiefung der Wirtschafts- und Währungs-
union (Europäische Kommission 2017b; 2017c).  
Soziale Konvergenz und Fairness werden in bei-
den Papieren als wichtiges Leitprinzip zur Stärkung  
der Eurozone postuliert. Am 17. November 2017 
wurde die Europäische Säule sozialer Rechte in Göte-
borg ausgerufen. Sie definiert 20 Grundsätze und 
Rechte in den Bereichen »Chancengleichheit und 
Arbeitsmarktzugang«, »Faire Arbeitsbedingungen« 
und »Sozialschutz und soziale Inklusion« (vgl. Euro-
päische Kommission 2017a). Frankreichs Präsident 
Emmanuel Macron forderte unlängst in seinem in 
28 europäischen Zeitungen erschienenen Aufruf 
zur Europawahl ein Rahmenwerk für einen euro-
paweiten Mindestlohn. Andere Forderungen bein-
halten eine Angleichung der Grundsicherungssys-
teme durch verpflichtende Mindeststandards für die 
Mitgliedstaaten.

Diese politischen Initiativen werfen wichtige  
Fragen über die zukünftige Ausgestaltung der  
Sozialpolitik in der Europäischen Union auf: Ist  
eine Koordinierung nationaler Sozialpolitiken  
notwendig, und welche Argumente sprechen für  
und gegen die Etablierung von Mindeststandards? 
Sind höhere soziale Standards in der Eurozone  
notwendig, um die Währungsunion krisenfester  

zu gestalten? Dieser Beitrag diskutiert die Rolle  
der Sozialpolitik aus ökonomischer Perspektive  
und leitet politische Handlungsempfehlungen ab.

STABILISIERUNGSWIRKUNGEN DURCH 
STEUER- UND TRANSFERSYSTEME BEI 
ARBEITSLOSIGKEITSSCHOCKS

Aus ökonomischer Sicht kommt der Sozialpolitik bei 
der Abfederung makroökonomischer Schocks eine 
zentrale Rolle zu. In den meisten EU-Mitgliedstaa-
ten basiert der Schutz gegen Arbeitslosigkeit durch 
die Sozialsysteme auf zwei Säulen: der Arbeitslosen-
versicherung und der Grundsicherung. Während der 
Zugang zur Grundsicherung als letzte Auffanghilfe 
oftmals keinen Konditionalitäten unterliegt, hängt 
der Anspruch auf Zahlungen aus der Arbeitslosen-
versicherung in der Regel von der Existenz und Dauer 
einer vorangegangenen sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigung ab. 

Die Stabilisierungswirkung der Sozialsysteme 
unterscheidet sich sehr stark zwischen den EU-Mit-
gliedstaaten. Basso et al. (2010) zeigen etwa, dass 
Beschäftigte mit dem höchsten Risiko, arbeits-
los zu werden, in vielen EU-Staaten oftmals keinen 
Anspruch auf Arbeitslosentransfers haben. Dolls et 
al. (2012a) vergleichen die automatische Stabilisie-
rungswirkung der Steuer- und Transfersysteme in 
Europa und den USA in der Finanz- und Wirtschafts-
krise und finden eine höhere (automatische) Stabi-
lisierungswirkung in der EU aufgrund generöserer 
Arbeitslosentransfers. 

Dolls et al. (2019b) untersuchen die automati-
schen Stabilisatoren in den EU-Mitgliedstaaten für 
den Zeitraum 2007–2014 und zeigen, dass die Hetero-
genität zwischen den Ländern nach wie vor sehr 
hoch ist.1 Die Autoren berechnen Stabilisierungs- 
koeffizienten, die angeben, welcher Anteil eines hypo-
thetischen Arbeitsmarktschocks von den je  weiligen 
Steuer- und Transfersystemen abgefedert wird. 
Abbildung 1 zeigt auf der y-Achse Stabilisierungs-
koeffizienten für das Jahr 2007, die Differenz der Sta-
bilisierungskoeffizienten der Jahre 2007 und 2014 ist 
auf der x-Achse abgetragen. 

Die Abbildung zeigt, dass die Stabilisie- 
rungskoeffizienten für 2007 in einer Spanne zwi- 
schen 0,17 (Zypern) bis 0,65 (Belgien) liegen.  
Die durchschnittliche Stabilisierung in der Euro-
zone beträgt 0,42, in der EU 27 0,44. Stabilisie- 
rungskoeffizienten in skandinavischen und west- 
europäischen Ländern liegen in den meisten Fäl-
len über dem EU-Durchschnitt, während süd- und  
osteuropäische Länder oftmals unterdurchschnitt-
liche Werte für die Stabilisierungskoeffizienten 
aufweisen.

1 Dolls et al. (2012a) zeigen in einer Dekompositionsanalyse, dass 
diese Heterogenität im Wesentlichen auf die Steuer- und Transfer-
systeme zurückzuführen ist und nicht auf Unterschiede in den zu-
grunde liegenden Verteilungen zwischen den Ländern. 
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Die Analysen von Dolls et al. (2010; 2012a;  
2012b; 2019b) zeigen auch, dass Länder mit  
höheren automatischen Stabilisatoren besser  
durch die Finanz- und Wirtschaftskrise gekom-
men sind. Hierbei handelt es sich zwar nur um eine  
Korrelation und keinen kausalen Effekt. Gleich- 
wohl erscheint eine Stärkung der automatischen  
Stabilisatoren sinnvoll, da stärkere Stabilisatoren 
weniger diskretionäre Politikeingriffe erfordern,  
die oft nur mit einer erheblichen Zeitverzögerung  
wirken. Einheitliche Mindeststandards erhöhen  
nun tendenziell die Stabilisatoren – zumindest in 
den Ländern, die vorher unter diesen Standards 
lagen. Gleichwohl ist auch zu berücksichtigen, dass 
es Gründe (z.B. politische Ökonomie, soziale Nor-
men, Umverteilungspräferenzen usw.) für nied-
rige Standards in manchen Ländern gibt. Aus Sub-
sidiaritätsgründen sind daher dezentrale Lösungen 
vorzuziehen.

STABILISIERUNGSGEWINNE DURCH EINE EUROPÄ-
ISCHE ARBEITSLOSEN-(RÜCK-)VERSICHERUNG?

In der Debatte zur Europäischen Sozialunion wird 
auch immer wieder der Vorschlag einer gemein- 
samen europäischen Arbeitslosenversicherung  
diskutiert.2 Befürworter heben hervor, dass sie  
nicht nur ein Instrument zur Abfederung asymme- 
trischer Schocks in der Eurozone sei, sondern auch die 
soziale Dimension Europas stärke (vgl. Andor 2016). 
Kritiker dieses Vorschlags betonen dagegen, dass 
eine gemeinsame Arbeitslosenversicherung gegen 
das Subsidiaritätsprinzip verstoße und vielmehr  
Verbesserungen bei nationalen Arbeitslosen- 
versicherungssystemen anzustreben seien (vgl.  

2 Vgl. z.B. Fuest und Peichl (2012), Bargain et al. (2013), Dolls et al. 
(2016), Dolls et al. (2018) und Vandenbroucke (2015, 2018) für eine 
Diskussion und Analysen verschiedener Vorschläge bis hin zu einer 
Fiskal- und Sozialunion. 

Wissenschaftlicher Beirat 
beim Bundesministerium der 
Finanzen 2016). 

Aktuelle Politikvorschlä- 
ge in diesem Bereich zielen 
deshalb eher auf ein Arbeits-
losenück versicherungsmo -
dell, bei dem die nationalen 
Arbeitslosenversicherungs-
systeme in Krisenzeiten durch 
einen Fonds gestützt werden 
können (vgl. unter anderem 
Bénassy-Quéré et al. 2018; 
Dullien et al. 2018). Das ifo Ins-
titut hat mögliche Stabilisie-
rungs- und Verteilungswir-
kungen solch einer Arbeitslo-
senrückversicherung in einer 
aktuellen Studie evaluiert 
(Dolls 2019). Die analysierte 

Rückversicherung wird in Zeiten rückläufiger Arbeits-
losigkeit durch Beitragszahlungen der Mitglieds-
länder finanziert, während Zahlungen an nationale 
Arbeitslosenversicherungen nur bei großen Arbeits-
marktschocks erfolgen. Zum einen muss die Arbeits-
losenquote in einem Mitgliedsland oberhalb des 
Durchschnitts der vergangenen Jahre liegen. Gleich-
zeitig muss innerhalb eines Jahres ein starker Anstieg 
der Arbeitslosenquote, zum Beispiel um 1 oder 2 Pro-
zentpunkte, vorliegen, um Zahlungen aus der Rück-
versicherung zu aktivieren. 

Die Simulationen in Dolls (2019) zeigen, dass 
eine so ausgestaltete Arbeitslosenrückversicherung 
große Arbeitsmarktschocks und die damit verbunde-
nen Einkommensverluste der Beschäftigten seit Ein-
führung des Euro durchschnittlich um 15–25% abge-
federt hätte (vgl. Tab. 1, Spalten »Interreg«). Die Sta-
bilisierungseffekte wären durch das interregionale 
Glättungspotenzial der Rückversicherung erzielt 
worden, das durch unterschiedlich verlaufende 
Arbeitsmarktschwankungen in den Mitgliedstaaten 
entsteht. Das intertemporale Stabilisierungspoten-
zial einer durchschnittlichen nationalen Arbeitslo-
senversicherung lag in dem betrachteten Zeitraum 
im Durchschnitt bei 16–27%.

POLITISCHE HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Die aufgezeigten Unterschiede in den Stabilisie-
rungswirkungen der Steuer- und Transfersys- 
teme in der EU legen nahe, dass weiterhin Poten- 
zial zur Stärkung nationaler automatischer Stabili-
satoren besteht. Die Arbeitslosenversicherung und 
auch die Grundsicherung sind dabei von zentraler 
Bedeutung, da der Anteil der liquiditätsbeschränk-
ten Haushalte unter den Bezugsberechtigten ver-
gleichsweise hoch ist und durch eine Stärkung dieser 
Systeme große Nachfragestabilisierungswirkungen 
erzielt werden können. Eine Angleichung oder Zen-
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Stabilisierungskoeffizient 2007

© ifo Institut 

Stabilisierungskoeffizient bei einem hypothetischen Anstieg der Arbeitslosenquote, 
Steuer- und Transfersysteme aus dem Jahr 2007

Veränderung des Stabilisierungskoeffizienten von 2007 auf 2014

Abb. 1
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tralisierung nationaler Sozialpolitiken ist aus unse-
rer Sicht jedoch aus Gründen der Subsidiarität nicht 
erstrebenswert. 

Die Europäische Kommission sollte im Rahmen 
des Europäischen Semesters weiterhin eine bera-
tende Rolle einnehmen. Initiativen wie das »Social 
Scoreboard«, das Fortschritte in verschiedenen 
Dimensionen der Sozialpolitik misst, sind zu begrü-
ßen, jedoch sollten Reforminitiativen aus Gründen 
der politischen Akzeptanz aus den Mitgliedstaaten 
selbst kommen. Das ifo Institut hat einen Vorschlag 
erarbeitet, wie ein Anreizsystem für Strukturrefor-
men zur Förderung der Konvergenz in Europa ausge-
staltet werden könnte (vgl. Dolls et al. 2019a). 

Die in diesem Beitrag diskutierte Arbeitslosen-
rückversicherung würde keine Vereinheitlichung nati-
onaler Arbeitslosenversicherungen implizieren und 
ist daher nicht primär als sozialpolitische Maßnahme 
zu sehen, auch wenn Zahlungen aus der Rückversi-
cherung zweckgebunden für Arbeitslosenunterstüt-
zung erfolgen könnten. Eine Arbeitslosenrückversi-
cherung stellt vielmehr ein mögliches fiskalisches 
Stabilisierungsinstrument für die Eurozone dar, das 
jedoch nicht isoliert eingeführt werden sollte, son-
dern nur als Bestandteil eines größeren Reformpa-
kets, in dem sowohl Marktdisziplin als auch Risiko-
teilung gestärkt werden (vgl. hierzu auch Dolls et al. 
2016; Bénassy-Quéré et al. 2018).
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Tab. 1 
 
Durchschnittliche interregionale Glättungseffekte einer Arbeitslosenrückversicherung 

 Trigger: 1 p.p. Trigger: 2 p.p. 
 Interreg Intertemp Overall Interreg Intertemp Overall 
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Die Tabelle zeigt durchschnittliche interregionale Glättungseffekte einer Arbeitslosenrückversicherung (Spalten »Interreg«) sowie durchschnittliche intertemporale  
Glättungseffekte (Spalten »Intertemp«) einer durchschnittlichen nationalen Arbeitslosenversicherung in der Eurozone für Schwellenwerte von 1 bzw. 2 Prozentpunkten 
in der Aktivierungsregel (»Trigger: 1 p.p.« und »Trigger: 2 p.p.«). 
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